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Beratung im  JHA Drucksache Nr. 144/2019 

   

  Hauptausschuss   öffentliche Sitzung 

  Rat der Stadt   nichtöffentl. Sitzung 

 __________________________________________________________________________________________________________________  

Betreff: 

 
Umsetzung der EU Richtlinie 2016/800 
Gesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten in den  Jugendstrafverfahren 

Beschlussvorschlag: 

 
Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Ausführungen zu den möglichen Auswirkungen eines 
Gesetzes zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten in den Jugendstrafverfahren 
auf den Arbeitsbereich der Jugendgerichtshilfe zur Kenntnis. 
 
 

 
 
 



Begründung zur Vorlage Seite 2 der Drucksache     144/2019 

Zur Veröffentlichung geeignet 

Durch Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Mai 2016 über Verfahrensgarantien in Strafverfahren für Kinder, die auf-
grund noch nicht erfolgter nationaler Gesetzgebung zum 11.Juni 2019 Wirkung entfaltet 
hat, werden die Verfahrensrechte von Verdächtigen oder Beschuldigten gestärkt. 
 
Die Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht soll mit dem vorgelegten Gesetzent-
wurf der Bundesregierung (Stand 05.06.2019) insbesondere durch Änderungen im Ju-
gendgerichtsgesetz (JGG) und punktuell durch Anpassungen in der Strafprozessord-
nung (StPO), dem Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) sowie dem Gerichtskostengesetz 
(GKG) erfolgen.  
 
In der EU Richtlinie ist von Kindern die Rede. Hiermit sind entgegen bestehender natio-
naler Rechtsstaatlichkeit Personen gemeint, die noch keine 18 Jahre alt sind. 
 
Der Deutsche Städtetag, als auch die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendäm-
ter haben zu dem Gesetzentwurf (JGG-E) Stellung genommen. 
Der Deutsche Städtetag führt in seiner Stellungnahme aus, dass die beabsichtigten Re-
gelungen und Ergänzungen im Jugendgerichtsgesetz unter Berücksichtigung zusätzli-
cher Aufgabenwahrnehmungen für die Kommunen hinsichtlich einer Neubewertung des 
Personalschlüssels von Bedeutung sind. 
Wie § 70 Absatz 2 JGG-E ausführt, ist die Jugendgerichtshilfe spätestens zum Zeitpunkt 
der Ladung des Jugendlichen zu seiner ersten Vernehmung zu unterrichten. 
Soweit dies von Bedeutung ist, soll zukünftig schon möglichst vor der Entscheidung der 
Staatsanwaltschaft zur Erhebung einer Anklage ein Bericht der Jugendgerichtshilfe vor-
liegen. Dies würde entgegen der bisherigen Praxis zu einem erheblichen Mehraufwand 
führen, da bereits im Vorverfahren Gespräche zu führen wären. Der Gesetzentwurf 
spricht in § 38 Absatz 3 von „nötigenfalls ergänzenden Nachforschungen“. Bislang wur-
de die Jugendgerichtshilfe erst dann einbezogen, wenn Anklage erhoben oder ein 
Diversionsverfahren angeregt wurde. 
 
Der Deutsche Städtetag geht weiterhin davon aus, dass die frühzeitige Einbindung ei-
nen erheblichen Informationsaustausch zwischen Polizei, Staatsanwaltschaft und Ju-
gendhilfe notwendig machen wird. Die Jugendhilfe werde deshalb zudem in sehr viel 
mehr Fällen eingebunden sein als bisher. Es werde geschätzt, dass rund 50 Prozent der 
Vorverfahren eingestellt werden, ohne das es zu einer Anklageerhebung komme. Auch 
in diesen Fällen müsste die Jugendgerichtshilfe bereits tätig werden.  
Obwohl die Jugendhilfe keinen Einfluss auf die Terminierung bei den Gerichten hat, soll 
ein nicht konsentiertes Fernbleiben der Jugendgerichtshilfe die Verpflichtung beinhalten, 
verursachte Kosten durch die Jugendhilfe zu erstatten.  
Ein Mehraufwand ergibt sich durch die angestrebte Regelung, dass im Strafverfahren 
bei Vernehmungen und in der Hauptverhandlung ein Vertreter der Jugendhilfe anwe-
send sein muss, wenn Erziehungsberechtigte, gesetzliche Vertreter oder andere geeig-
nete erwachsene Personen nicht anwesend sein können. 
Ebenfalls als Mehraufwand wird die beabsichtigte Verpflichtung gewertet, dass die Ju-
gendhilfe nach § 38 Absatz 5 JGG-E mit den jungen Menschen während des Strafvoll-
zuges und der Bewährungszeit im Kontakt bleiben soll. 
 
Im Ergebnis kommt der Deutsche Städtetag ebenso wie bereits erwähnt zu der Beurtei-
lung, dass eine entsprechende Umsetzung eine Neubewertung des Personalschlüssels 
notwendig macht. 



Fortsetzung der Begründung Seite 3 der Drucksache      144/2019 

Zur Veröffentlichung nichtgeeignet 

 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter begrüßt, dass die Rechte im 
Umgang mit jungen Beschuldigten „nicht aus dem Auge“ verloren gehen, erwartet durch 
die angestrebten gesetzlichen Regelungen aber auch einen Mehraufwand für die Ju-
gendhilfe im Strafverfahren. 
 
Eine erheblich kostensteigernde Wirkung habe nach Einschätzung der Praxis vor allem 
die Verpflichtung, den Bericht in jedem Fall noch vor Anklageerhebung vorlegen zu 
müssen. Die damit geforderte zeitliche Disponibilität der Jugendhilfe würde eine erhebli-
che Ausweitung der personellen Ressourcen erfordern. 
 
Rückfragen im Ennepe-Ruhr-Kreis haben ergeben, dass bislang keine Stadt ihre perso-
nellen Kapazitäten in diesem Bereich angepasst hat. Bisherige Gespräche der fallfüh-
renden Mitarbeiterin mit dem zuständigen Jugendgericht lassen hoffen, dass mögliche 
Anpassungen aufgrund gesetzlicher Änderungen nicht kurzfristig erfolgen müssen. 
 
 
Es ist davon auszugehen, dass die gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit dem 
Jugendgericht und der Staatsanwaltschaft auch im Falle einer gesetzlichen Änderung zu 
keiner unmittelbaren Anforderung führen wird, die die vorhandenen personellen Kapazi-
täten in diesem Arbeitsbereich übersteigt. 
Gleichwohl werden durch die angestrebten Regelungen zusätzliche Aufgaben für die 
Jugendgerichtshilfe aufgezeigt, die zumindest perspektivisch nicht ohne personelle An-
passungen realisiert werden könnten.    
 
Aktuell stehen in diesem Arbeitsbereich 31 Wochenstunden bei einem diesjährig erwar-
teten Fallaufkommen von 120 bis 140 Fällen zur Verfügung. Hierin enthalten sich so-
wohl Anklageerhebungen und Diversionsverfahren. 
 
In der Anlage sind die Stellungnahmen des Deutschen Städtetages sowie der Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter beigefügt. 
 
 
 
 
 
 
 
Gesehen: 
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